
Tarifverhandlung und Arbeitskamp� 

Weil e_in Arbeitskampf ganz direkt das Leben der einzelnen Gewerkschaftsmitglieder
berührt, sollen sie selbst entscheiden, ob sie diese Last tragen wollen. Während des 
Streiks hat der Streikende nämlich keinen Anspruch auf Entgeltfortzahlung. 
Die Gewerkschaft zahlt da!'" an Beschäftigte, die in der Gewerkschaft sind, Streik­
unterstützung, die im Durd)schn� zwei Drittel des Bruttoeinkommens beträgt 
Wenn die Tarifparteien, alsp die Gewerkschaft und der Arbeitg�berverband, sich 
nicht einigen können, werden die Verhandlungen für gescheitert erklärt. Wenn auch 

. 
. 

. 

das §chlichtungsverfahren durch einen unabhängigen Schli�� �bgelehnt wird oder 

scheitert kommt es zum Streik. Dazu müssen ln geheimer �ahl (Urabstimmung) 
mindestens 75% der in einem Bezirk von der IG Metall befragten Gewerkschafts­
mitglieder sich für einen Streik aussprechen. Ist dies der Fall, entscheidet der 
Gewerkschaftsvorstand. ob tatslchlich gestreikt wird. 

· Die Arbeitgeber können auf einen Streik mit der Ausspenung antworten. Das
bedeutet, dass die Arbeitgeber die Arbeitnehmer während des Arbeitskampfes nicht
beschäftigen mO�n. Die Arbeitgeber lösen sich also zeitweilig von den Arbeitsver­
hältnissen und der Lohnzahlungspflicht. Nach dem Arbeitskampf müssen die Arbeit­
nehmer wieder beschlftigt werden.
Nach ein�m Streik werden neue Verhandlungen geführt. Das gefundene

. 
. 

. 

Vef1:iandlungsergebnis wird den Mitgliedern in einer zweiten �rabstimmung
vorgelegt. Wenn 25 Prozent mit dieSE!m Vorschlag einverstanden sind und mit ,;Ja"
stimmen, wird das Verhandlungsergebnis angenommen und der Arbeitskampf ·
beendet. . Zum Ende eines Streiks wird in der .Regel zwischen den Tarifparteien
vereinbart, dass Arbeitnehmer, die sich am Streik. beteiligt haben, nicht gemaßregelt
werden dürfen und dass Schadensersatzansprüche aus Anlass der Teilnahme am
Tarifkonflikt entfallen.

Arbeitsauftrag:
Lesen Sie sich den Text d1:,1rch, markieren Sie wichtige Passagen und ergänzen Sie
das Ablaufdiagramm auf der Rückse�e.



Tarifverträge 

Das Grundgesetz gewährleistet in Artikel 9 Abs. 3 die Tarifaytpnomie,. d.h. das 
Recht der Arbeitsnehmer- und Acbeifoehewe[häpde, die· gemeinsamen Arbeitsbe­
dingungen für die Beschäftigten ih� ·eere� innerhalb der gesetzlichen 
Schranken selbständig und somit ohne staatliche Einflussnahme zu vereinbaren. 

In Deutschland gibt es unzählige Gese1ze, Verordnungen, Vereinbarungen und 
Verträge. Diese sind in der folgenden Pyramide dargestellt: 

� 
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�t.,,� 

Es gelten folgende Grundpnnzipieli: 

Nach dem Ran9prinzip hat eine auf höherer E�ne. angesiedelte, stärkere Regel 
immer Vorrang vor einer niedriger eingestuften, schwächeren Regel. Das bedeutet .· � 
Ein Gesetz muss in der Verfassung verankert sein, ein Tarifvertrag im 
entsprechendem Gesetz. Eine Betriebsvereinbarung muss den „ Tarifen (_J 
entsprechen, eine Arbeitsanweisung vom Arbeitsvertrag abgedeckt sein. 

Anders als auf ar:aderen Rechtsgebieten gilt im Arbeitsrecht das ßünstigkeits­
a,;iozjp D_as bedeutet, dass das Rapgprinzip außer Kraft gesetzt wird, � die 
besprochenen . Regelungen abhän · Bes e Onsti er- sind als im 
Arbeitsrecht vorgesehen. Danach dürfen also Arbeitgeber me r zahlen, als im 
Tarifvertrag vorgesehen, obwohl der Tarifvertrag in ,der ec ts-Hierarchie höher 
steht.. Das Rangprin�p bestimmt hier nur die Mindes1standards: Arpeitgeber dürfen 
daher nicht w�niger Lohn zahlen, als irn Tarifvertrag vereinbart. 

Gesetze im Arbeitsrecht, das �ugendschutzgesetz, Berufsbildung�esetz, oder das
BetrieblY@lf!.ssungsgesetz, bestimmen also den Mindeststanda , der von den 
Arbeitgebern erfüllt werden muss, 



Tarifverträge 

Momentan umfasst das „ Tarffiegister" beim Bundesarbeitsministerium 73.000 gültige 
Tarifverträge. Ein Zeichen dafür, wie viele Arbeitsverhältnisse durch Mindestlöhne 
und Mindestarbeitsbedingt.ingen abgesichert sind. 

Was wird In Tarifver1rägen geregelt? 
• Lohn, Gehalt, Ausbildungsvergotung
• Urlaubsdauer
• Urlaubsgeld
• Arbeitszeit
• Eingruppierung in Lohn- und. Gehaltsklassen
• Prämienzahlungen ..
• Erfolgsbeteiligungen
• Kurz- und Mehrarbeit
• meoschgerechte Gestaltung der Arbeit

Diese Punkte werden nicht . in einemTarifvertrag geregelt, sondern werden den . 
folgenden Tarifvertragsarten zugeordnet: 

Ar1en der Tarifverträge: 



Warum Ist-ein Tarifvertrag für Arbeitnehmer hilfreich?

• Sicherung des Lebensstandarts, .humane Arbeitsbedingungen 
(Schutzfunktion) 

• Beteiligung am wachsenden Wohlstand_ (\_lerteilungsfunktion)
• Planungssicherheit (Mindestlohn)
• Kein Ausbandein j�es einzelnen Arbeitnehmers beim Abschließen

des Äffieitsvertrag
• Mitbestimmung Ober Anwendungsbedingungen der Arbeitskraft

Warum ist ein Tarifverb'ag für Arbeitgeber hilfreich? 

• Planungssicherung der Lohnkosten
� Grundlage für einheitliche Wettbewerbsbedingungen 
• Kann mit AN rechnen + volle Ausschöpfung der Produktionskapazitäten
• K�ine Stgriks während der Gültigkeit des Tarifvertrags (Friedenspflicht)

Folgen eines Arbeitskaropfes ... 
1) für einen AN:
- wäbrend �es Arbeitskampfes besteht kein Anspruch auf Lohn bzw. Gehalt
-i<eine E(nzahlungen bei den �-�QQP� - Teilnahme an einem �Iden ik rF 1urntiassyng führen
- die Bundesagentur für Arbeit zahlt keine Ersatzleistungen {z.B. Arbeitslosengeld)

2) für einen AG:
- kein Umsatz, keine Geldzuflüsse
- kann die Aufträge nicht abarbeiten

. - kann die Verträge �icht einhalten
- evtl. Kundenverlust + kann internationale Wettbewerbsfähigkeit gefährden

3) für den Staat
• Steuerausfälle
- keine Beiträge zu den Sozialversicherungen

4) für �:lie Volkswirtsch�ft {durch verforene }\rbeitsstunden un� Produktionsausfall):
Wird ein großer"Betrieb bestreikt:
- wirkt sich auf Zulieferer aus
- für die Verbraucher kann Güterversorgung schlechter werden
- _verschlechtern Konjunktur, Bruttoinlandsprodukt und Realei�kommen





Seit Jahrhunderten bauen die Deutschen orga�siert_e Fürsorge ��f 

Bismar�k _erfand die Pflichtversi�herung 
SCHON VOR Jahrhunderten haben die Menschen ihre Selbsthilfe ge­meinsam organisiert. Zunächst wurden soziale Unfälle in der Dorf­gemeinschaft geregelt, das erste Versicherungsprinzip tauchte spä­ter in den Zünften. Gilden und Bru­derschaften des · Handwerks auf. Daraus entwickelten sich · dieKnap)ichaft®, Schlesische Berg­leute eispielsweise zahlten anno 1509 zwei Heller je Gulden Lohn in eine „Btichsenkasse". Damit wurden „arme, verlebte, schwac�e,. ver­dorbene und beschädigte Bergleute" unterstützt. Im 19. jahrhundert tauchten dann „Hilfskas­sen" für Fabrikarbeiter ·
auf. Alfred Krupp grtin­dete 1886 in seiner Guss-stahlfabrik für 50 Mitar-

lisierung e�en Höhepunkt erreicht. Debatten tiber Leistungskürzungen Ehemalige Bauern schufteten in und freie Arztwahl. Schließlich sah dunklen Fabrikhallen, wohnten be- sich Reichskanzler Franz von Pa­engt und wurden häufig nicht älter @in gezwungen, die Arbeitslosen­als · 35 ·oder 87 Jahre - derselbe · fe fast auf Sozialhilfeniveau, dieDurchschnitt wie in der Steinzeit in . .damalige Armenfürsorge, abzusen- · Europa. ,,Mein Gedanke war, die ken. �beitenden Klassen zu gewinnen, Im Dritten Reich wurden die oder soll ich sagen: zu bestechen, verschiedenen Krankenkassen un­den Staat als sozjale Einrichtung ter einer nationalsozialistischen anzusehe·n, die ihretwegen besteht Organisation zusammengefasst. uni;! für ihr Wohl sorgen möchte", so Das · Wirtschaftswunder nach · Bi�cks Botschaft. dem �ieg ermöglichte einen � folgte· die�- schnellen Ausbau des Gesundheits­fallversicherung,·. 9 w�sens. In der.�entenversicherungdie Rentenvers1c e- leIStete man sich 1957 auch den rung �s . letzter Akt . Übergang zur Umlage6nanzierun_g, der Bismarck'schen Statt Rücklagen zu bilden, wurden Sozialgesetzgebung. 15 Prozent der Bruttolöhne abge­Sie sah eine Alters- führt und sofort für llentenzahlun­repte �b dem 70. Le- gen verwendet. Das ermöglichte ei� bensjahr vor sowie ei- ne deutliche Rentenerhöhung. ne Invalidenrente bei Ende der 60er-Jahre begann als heiter eine Betri skran- · -Reichskanzler Otto von kenkasse. Ab 185 ver- Bismarck, Begrü)Jder ·· pflichtete er· �ie zum der Sozialversicherung 

Erwerbsunfähigkeit. erstes das Cesundheitssy�tem. zu · In der Weimarer kippen. Die Ausgaben stiegen im­Re.E!!._b]k erlebte der rner schneller als die Einnahmen. Soziälstaat einen Auf- 19fill_versuchte Sozialminister Nor­schwung. Zwar gab es seit 1911 · bert Bltim mit einem „Gesundheits­sehen die Erwerbslosenfürsorge . · reformgesetz" ein·z�fen. Zwi­mit einer Bedtirftigkeitsprüfung, schenzeitlich wurd� noch die die an den heutig�artz-IV-Fra-, Pflegeversicherung eingeführt. gebogen erinnert.� wurde da- Seitdem ·gibt_ es im Abstand vonraus die Arbeitslosenversichernng zwei Jahren immer wieder Reform­e_ntwickelt, die kurz daraÜf infolge' versuch_e bei Gesundheit, Rente eines harten Winters und schwa- und Arbeit - zuletzt die Hartz-Ge­cher Konjuajctur jedoch in Finanz- setze und 2004 · das Gesundheits­schwierigkeiten geriet. Es folgte ei- modernisierungsgesetz mit Praxis­ne �hase der Beitragserhöhungen, gebtihr.und Zuzahlung für Medika­in1 Gesundheitswesen begleitet von mente. Michael Fabricius 

Beitritt und übernahm im Gegenzug 50 Prozent der Beitr"ä­ge. Das war die Geburtsstunde der „Parität" zwischen Arbeitnehmern und Arbeitge!,em._ · Dennoch gilt Reichskanzler Otto von Bismarck als .Vater der deut­schen �Versicherung, denn er führte 1883 die gesetzliche Kran­kenvers1c erung als Pflichtversi­cherung in ganz Deutschland ein._ Zu diesem Zeitpunkt hatten die so­zialen Auswirkungen der Industria-



DIE KRANi<:BNvERsICHBRUNO 

Aufgaben 
· Die gesetzliche Krankenver­
sicherung slch�rt Ihre Mitglieder
und deren Famillenangehörfge
Im Krankheitsfall ab: Sie kommt
für die notwendige medizinische

sor un auf und zahlt bei 
Arbeltsun ö l9kelt das �ra

6
ken­

� Ein wichtiger Au ga en­
berelch der Krankenkassen 
liegt' In Maßnahmen zur� 

: sorge u'ad FrUherkennun9-& 

Organisation 
�r der 9esetzllahen · 

Krankenversrcherung sind die 
Krankenkassen, zum Belspl el 
die· Allgemein eh Ortskranken­
kassen, die Ersatzkassen oder 
die Betriebskrankenkassen. 

Versicherte 
PAlchtverslchert in der gesetz­

lichen Krankenversicherung 
stnd die Arbeftnehinf!!i deren 

inkom ... • nterhalb der 
Verslc eru e·nze 
egt. A�ch �szubl den �°d

P · en Sfüdenten un 
die meisten e s nd 
·esetzlf ch krankenversichert.

Faml lenaniehörlge ohne 
eigenes .E.lriJ>roroeo sind mit-
versichert. FUr bestimmte 
ersonengrupp8n Ist eine fr.el­

'!!!füge Mltglledschah möglich. 

Leistungen 
Die gesetzliche Kranken-

. verslcherung beruht au� dem 
Sachfelstun s rlnzl : 
Die elstungen -von· rzten, 

,ßpotbekecC\ und Krankenhäusern 
können In Anspruch genommen 
werde·n. Ausnahmen vom Sach-
lef stungsprlnzlp sind �ra

,'JJ
<e.n­

g,al_d und Mutterschc�sge 
. • 'u -

· Finanzierung
Die gesetzliche Kränken-

versrcherung wird durch die
Beftröße Ihrer Mlt�lied,�,r finan•
ziert. le §eltrags öhe richtet 
sich nach dem Einkommen der 
Versicherten. Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber trag.an davon 
je die Hälfte. 



Dm PPLBGBVERSiCHERUNG 
Dm RBm1!NvBRsICHBRUNG 



DIE ARl!BITSLOSENVBRSICHBR-qNG 

Aufgaben 
Die Arbeitsförderung 
umfasst die aktive Förderung 
der Beschäftigung und die 
finanzielle Sicherung der 
Arbeitnehmer bei 
Arbeitslosigkeit. 

Organisation 
Zuständig für die Durch- 
führung der Arbeitsförderung 
Ist die Bundesanstalt für 
Arbeit mit ihren  
Arbeitsämtern.

Versicherte 
Versicherungspflichtig 
sind Personen, die gegen 
Arbeitsentgeld oder zu 
ihrer Berufsausbildung 
beschäftigt sind.

Leistungen 
Die Leistungen der Arbeits­

förderung umfassen unter 
anderem 
■ Zahlung von Arbeitslosen­

geld oder.Arbeitslosenhilfe,
■ Arbeits- und Berufsberatung,
■ Vermittlung von Arbeits- und

Ausbildungsplätzen,■ Individuelle Förderung der
beruflichen BIidung, 

■. Förderung der Arbeitsauf­
nahme, 

■ berufsfördernde Leistungen
zur Rehabllltötion, ·

■ Leistungen· zur Schaffung
und Erhaltung von Arbeits- .
plätzen wie Kurzarbeitergeld
und Maßnahmen zur
Arbeitsbeschaffung (ABM),

■ Zahlung von Konkursausfall­
geld.

Finanzierung 
Die Bundesanstalt für 

Arbeit finanziert sich 
überwiegend aus Beiträgen, die 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
je zur Hälfte zahlen. 
Die Arbeitslosenhilfe wird aus 
Steuermitteln des Bundes 
finanziet.

Dm UNFALLVERSICHERUNG 

Aufgaben 
Schwerpunkt der Tätigkeit der 
gesetzlichen Unfallver­
sicherung Ist der vorbeugende 
Arbeitsschutz. Außerdem 
kommt sie für die Versicherten 
und deren Angehörige für die 
Folgen von Arbeits- und 
Wegeunfällen sowie von 
Berufskrankheiten auf. 

Organisation 
Durchgeführt wird die Unfall­

versicherung von den gewerb­
lichen und landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften sowie 
von den Unfallversicherungs-
trägern der öffentlichen Hand. 

Versicherte 
Arbeitnehmer und 

Auszubildende sind automatisch 
unfallversichert. Der Schutz der 
gesetzlichen Unfallver-
sicherung gilt auch für Land­
wirte, Kinder in Kindergärten, 
Schüler und Studenten. Unter­
nehmer, Selbständige und Frei­
berufler können de r  
Versicherung freiwillig beitreten. 

Leistungen 
. Bel den Leistungen stehen 

· HIifen zur beruflichen Wieder­
eingliederung Im Vordergrund:
Dazu :z:ähfen .Heilbehandlung
und Berufsfillfe, die auch eine
Umschulung umfassen kann.
Die finanziellen Hilfen für den • j
Versicherten oder seine Ange­
hörigen bestehen zum Beispiel
in
■ Y,erletztengeld, '
■ Ubergangsgeld,
■ Verletztenrente,
■ Hinterbliebenenrente.

Finanzierung 
· Finanziert wird die Unfall­

versicherung ausschließlich aus l
Belträ�en der Arbeitgeber. Die 
Höhe er Beiträge orientiert · •
sich an den Lohn- und Gehalts­
zahlungen und dem Grad der
Unfallgefahr. 



T�äger der Sozlahierslcherung 

Kernstück des sozialen Sicherungssystems In Deutschland Ist die Sozialversicherung mit Renten-, Kran­
ken•, Unfall• und Arbeitslosenversicherung als Ihren wichtigsten Zweigen. Sie hat die Aufgabe, Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit der Versicherten zu schützen, zu erhalten oder wiederherzustellen und bei Krank· 
hell, verminderter Erwerbsfähigkeit, Pflegebed0rftlgkelt, Arbeitslosigkeit oder Im Aller fOr deren wirtschaft­
liche Existenz zu sorgen. Obwohl die Sozialversicherung den ·Eindruck eines geschlossenen Systems er­
weckt, das gegen alle groß�n Lebensrisiken Schutz bietet, beruht sie In Ihren einzelnen Zweigen doch auf
sehr unterschiedlichen gesellschaftspolitischen Voraussetzungen und organlsatlonsgeschlchtlichen Tradi­
tionen. Die lnstltutlonelle Vielfalt - Im Rahmen der staatlich gesetzten, umfassenden Verslcherungs­
pßlcht - Ist deshalb ein charakteristisches Kennzeichen der deutschen Sozialversicherung, die In Ihren 
klassischen Zweigen (Unfall-, Alters-, Kranken•, lnvalldit!ltsverslcherung) noch auf die Blsmarck'sche 
Gesetzgebung zurückgeht, während sich wellere Zuständigkeiten erst In der Weimarer Republik (Arbeits­
losenversicherung) oder nach dem 2. Weltkrieg herausbildeten (Altershilfe fOr Landwirte, Arbeitsförde­
rung, Pflegeverslcheru.ng). Mit der Organisationsreform In der Rentenversicherung (2005) wurden aller•
dlngs die gewachsenen Strukturen Im Interesse einer effizienteren und sparsameren Verwaltung gestrafft. 
In der Krankenversicherung sorgen ZusammenschlOsse fOr größere, leistungsfähigere Einheiten. 
Die 'Träger der Sozialversicherung sind, öffentlich-rechtliche Körperschaften mit Selbstverw�ltung und 
finanziell wie organisatorisch selbsts!Andlg. Ihre Aufgaben !Ohren sie In der Form mittelbarer Staatsverwal­
tung durch. Im Rahmen der Selbstverwaltung wirken dl.e Verslcherten·und die Arbeitgeber an Organisation 
und AufgabenerfOllung der Versicherungsträger mit. Das Finanzierungssystem der Sozialversicherung 
beruht überwiegend auf dem Umlageverlahren: Die Versicherungsleistungen werden zum größten Tell
aus Beiträgen finanziert, die von den Versicherten und Ihren Arbeitgebern aufgebracht werden; diese Mit­
tel werden jedoch n)chl fOr die einzelnen Versicherten angesammelt, sondern sogleich wieder fOr Leistun­
gen ausgegeben. So verzichten die Beitragszahler In der Rentenversicherung auf einen Tell Ihres Einkom­
mens zugunsten der gegenwärtigen Rentenempfänger und erwerben dadurch selbst Rentenansprüche, 
die von der nachfolgenden Generation zu erfOllen sind (.Generatlonenvertrag"). · 
Der Kr�ls der Versicherten In den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung Ist gesetzlich festgelegt und 
meist auch die Zuordnung zu einem bestlmmten·Verslcherungsträger. In der Kranken- und Pflegeversi­
cherung steht den Versicherten jedoch die Wahl der Kasse frei. 

Träger der Sozialversicher�ng 
• •· •• :,;, • - ••·,- 1 .. •• • -i • .• ": __ • •I'.., ...... ,.-•• •,•.•• . .-,, ' j' '• --:•·• fi. "-:::-�-.,-; .. -. 

'. · Renten;:-; · . · · · . Unfall-:: · . Kränken� . 
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Beiträge zur Sozialversiclierung 

Mil ihren Beiträgen zur Sozialversicherung sorgen die· Arbeitnehmer u'nd Ihre Arbeitgeber iar dle_Rlslken 
des Alter,s und der Invalidität, dar Krankheit, der �flegabedürftlgkelt und der Arbeitslosigkeit vor. über ille 
Höhe und die Verwendung der Beiträge wird auf politischer Ebene entschieden - mit spürbaren Folgen fllr 
alle Belel[lgten. So wurden Probleme nilt der Finanzierung der Sozlal�erslcherungssyslema·n_och In den 
1990er Jahren vor allem iladµrch gelöst, dass die Beltragss!ilze d�n wachsenden-Ausgaben.entsprechend 
angehoben wurden. Die steigenden Beiträge beschnitten nicht nur das verl0gbare Einkommen da� Haus­
halte, sondern trieben auch dl.e .Lohnnebenkosten der Unternehmen In die Höhe. 
Auf dl�sa Entwjcklung reagierte der·Staat·schlleßllch· �lt ium Tell .el�schneldendan sozlalpolltlschen Re­
formen. Uin die Sozlalverslcherungssy.stama zukunftsfest zu machen un_d die Beitragssätze zu slabllisie­
rer; wurden· Lel�tungen _gekappt oder ausgaglia_dert und die Anspruchsvoraussetzun_gen verscliärft. Die 
Versicherten mussten LelstungskUrzungan hinnehmen, ·sich gegen bestimmte Risiken selbst absichern 
qder elnE!n Tell der Kosten aus 'der elgerien Tasche bazah!en. Darüber �lneus wurde die traditionell hälftlge
Aufteilung der Beitragslast zwischen Beschäftigten und Arbeitgebern aufgeweicht. 
Neben diesen langfristig angelegten Veränderu�gen gab es auch Immer wieder punktuelle Eingriffe: Senkun­
gen oder Anhebungen dar Beitragssätze, Aufstockung.oder Kürzung der staatlichen Z_usch0sse, Elnschrän.� 
kungen od�r Erweiterungen des Leistungsspektrums. So unterblieb 2014 Jn· dar Rentanvenslchei:ung die 
an sich fällige Sen�ung .des Baltragssetzes, um Spielraum fOr neue Leistungen (,M0ttarrente") zu gewin-

• nan. 2019 liegt der Beitragssatz welte�ln bei 18,6%. In c;fer gesetzlichen Krankenversicherung erfolgt 
n-1ch drei Jahre.n die Rückkehr zur Beitragsparität zwischen Arbeitnehmer und·Arb�ilgE!ber. Der-.allgemai­
ne Beitragssatz• .belauft sich unvertlndart auf 14,6 %. Darüber hinaus können die Krankenkassen einen

· elnkommensabhänglgan Zusatzbeitrag erheben (201.9 Im Durchschnltl'0,9 %); an dem sich die Arbeitgeber 
· nun wiei!er zur Hälfte b _etelllgen. Dar.Beitragssatz zur Pflegeversicherung, der schon 2015 und 2017-'an­

gehoben,wurde, klettert 2019 weiter auf 3,05%; kinderlose Versicherte zahlen einen zusätzlichen Eigen-
beitrag von 0,25 %. Auf der anderen Seile sinkt der Beitragssatz zur Arbeltslosenvenslcherung von 3,0 
auf 2,5 % und damit auf d_en niedrigsten Stand seit 1975. · · 

Für besser verdienende Arbeltn�hmer (un� dere� Arbeltgaberj Ist die Anhebung der Ba_llragsbemessungs­
grenze _ von Bed.autung._ Bis zu d!e'ser Obergrenze Ist das Bruttom_onatsentgelt sozlalabgabenpfll�htlg. 

Beltregsbemessungs-► 6 700· 11„ I) grenze In e . . , .. es . 
(bis zu dieser Höl\a Ist · 6.150 (Ost) 

das Bruttomonatsentgelt .____. __ __, 
sozialabgabanpßlchtlg) 

' 

Beitragssatz 
ln%_das, 

Bruttorrionelsantgelts .. 
davon: 

r:J:.'ir15';;1·tWiii�;mrrw, t--
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·Sozial­
beiträge„ 

2019 ·-
. Renten­
veralcherung 

1 4 537,�0 r 1 '5.1,so 1 

Pflege. 
·veralcherung 

67oo·�est) 
615O'(0st) 

Arbelleloilen­
verelcherur:ig 

[G-3, jZAHLENBILDEAj ·• Au�ollung In Sachsen: Arbollgobor 1,025 %, Arbeitnehmer 2,025
°

%. 
145 310 © Bargmoser + HOiier Ve'!811 AG 



Wer ist
versicherungspß 

ichtig?

Versicherungspfl
ichtgrenze? 

Was leistet die
Versicherung? 

Wie viel Beitrag

muss bezahlt 
werden? 

Beitragsbemessu
ngsgrenze? 

Wer ist der
Träger der 
Versicherung?

Quelle:

SOZIAL VERSICHERUNGEN 

Krankenversicherung Pflegeversicherung Rentenversicherung Arbeitslosenversicherung

Von_ Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu gleichen Anteilen bezahlt �50% / 50�1.

Alle AN, alle anderen
freiwillig Privat 

Ab 60.750 € /Jahr freiwillig
Privat möglich 

1. Prävention und
Selbsthilfe 
unterstützen

2. Krankengeld ab der
6ten Woche 

3. Heilung durch 
notwendige med.
Behandlung 

4. Schwanger-
IM utterschaftsgeld

Insg. Ue:6.% vorn 
Bruttoeinkommen
AN + Zusatzbeitrag

54.450 € /Jahr

Gesetzliche l.(rankenkassen
�- '."i\öK, BKK, IKK, TK 

Krankenversicherungen.net
Sei-versichert.de 

alle Mitglieder gesetzt. 
& freiwilliger KV 

Ab 60.750 € /Jahr
freiwillig Privat möglich

Je nach.Pflegegrad z.B.
Geldleistunge_n, 
Sachleistungen, 
Kurzzeitpflege, 
teilstationäre & 
vollstationäre Pflege,
Übergangspflege, 
Wohnumfeld verbessernde
Maßnahmen 

].,05 % vorn _Bruttolohn
Kinderlose> 25 J. 3,3 %

54.450 € /Jahr

l!esetzl. Pfle1?ekasse 
{g'eseizlicfien Krankenkassen
angeschlossen) 

www.pflege.de

Auszubildende ,alle Auszubildende, alle
Arbeiter und Angestellte, Arbeiter u!ld Angestellte
Kindererziehende und 
Selbstständige auf Antrag
Keine Keine

Al teisruhegeld, Arbeitslosengeld I
Hinterbliebenen-renten,
Erwerbsrninderungsrente, Arbeitslosengeld II
Rehabilitation (Steuerfinanziert) 

Fortbildung, Schulung,
Arbeitsförderung 

Kurzarbeitergeld

18, 7 % vom Bruttolohn
-

2,6 % vom Bruttolohn
--

West: 80.400 € /Jahr West: 78.000 € /Jahr
Ost:73.800 € /Jahr Ost: 69.600 € /Jahr 

DeutsGhe; Bundesagentur für Arbeit
Rentenversicherung Bund in Nümfierg 

Deutsche-rentenversicherung.de Buch: Netzwerk Politik
Buch: Netzwerk Politik Betanet, Rechtslexikon 

Unfallversicherung

Arbeitgeber �ezahlt

Alle Beschäftigten,
Auszubildenden,. Schüler,
Studenten 

Jeder durch Arbeitgeber
versichert 

Prävention
(Vorbeugend)
Rehabilitation 
(Kränkenkosten, Wiedereingliederung
durch Schulung etc.) 
Geldleistung 
(Renten, Wiedereingl iedenmg) 

� Werden geleistet bei:
Arbeitsunfällen, 
Berufslcrankheiten,
Wegunfällen 

Je nach Betriebsgröße und
Gefahrenklasse 
J{ �./././o (.., 

dew. und Landw. 
�-erufsgenoss_e.ns_,\;.haJt

._ Offentliche 
Versicherungsträger

Buch: Netzwerk Politik



PRINZIPIEN DER SOZIAL VERSICHERUNGEN 

Die Grundprinzipien der Deutschen Soziah'ersichen.mg 

In existen2iellen Risikosituationen den Lebensstandard des Versicherten und seine Stellung im 
Rahmen der Gesellschaft zu erhalten das ist die Aufgabe der Deutschen Sozialversi_cherung. Nur durch 
grundlegende Prinzipien können die Träger der Deutschen Sozialversicherung für den Ausgleich eines 
Einkommensausfalls aufkommen. Nachfolgend erhalten Sie einen Überblick über die wichtigsten 
Grundprinzipien: 

Das Prinzip der Yersiche1·ungspfiichJ. 

In Deutschland sind nahezu 90 Prozent der Bevölkerung in der S02ialversicherung pnicht- oder 
freiwillig versichert. Trotz aller Reformdebatten ist das System der Sozialversicherung als Kernstück 
der sozialen Sicherung weitgehend akzeptiert. 

Das Prinzip der Beicragsfinanzierul!_g 

Die Sozialversicherungen werden überwiegend aus Beiträgen der Arbei�hmE.,Y.nQ...Arbeitgeber � 
finanziert. Dabei legt die Selbstverwaltung {für Unfallversicherung} beziehungsweise der Gesetzgeber 
{für Rentenversicherung, Arbeilslosenversicherung, Krankenversicherung und Pflegeversicherung} die 
Beitragssätze gesetzlich fest. Die Beiträge orientieren sich am Gehalt des Arbeitnehmers. Für die 
Landwirtschaft gelten besondere Regelungen. 

Das Prinzip der �lidarifät 

Die zu versicherndeQ Risiken werden vo_n allen Versicherten gemg\nsa_m getragei;i. Unabhängig davon, 
wie viel die Versicherten an die Sozialversicherungen ge2ahll haben, sind sie in umfassendem Maße 
abgesichert. Durch diesen solidarischen Ansatz wird ein Ausgleich zwi�hen Gesunden und Kranken, 
zwischen besser und weniger gut Verdienenden, zwischen Jung und Alt, zwischen Familien und 
Singles geschaffen. 

Das Prinzip der Selbstverwaltung 
Eine wellere wichtige Grundlage der Deutschen So2ialversicherung ist das Setbstverwallungsprin2ip. 
Dabei wird der Staat durch Delegation von Aufgaben und Verantwortungsbereichen an die Träger 
entlastet (Subsidiaritätsprinzip}. Das heißt, dass die Träger der Sozialversicherung als öffenllich-

7echUiche Körperschaft alle Steuerungsaufgaben in Eigenverantwortung unter Rechtsaufsicht des 
Staates erfüllen. Damit sind sie organisatorisch und finanziell selbstständig. Das besondere an diesem 
Prinzip ist, dass Arbeitnehmer und Arbeitgeber unmittelbar an der Selbstverwaltung beteiligt sind. 

Das Prinzip der Fr·eizügigkeir 
Das Prinzip der Freizügigkeit wurde Innerhalb der Europäischen Union im Rahmen des Binnenmarkts 
eingeführt. Es bedeutet den freien Verkehr von Waren. Dienstleistungen und Kapital innerhalb der EU­
Mitgliedstaaten. Die Freizügigkeit, mit der ursprünglich insbesondere wirtschaftliche Ziele verfolgt 
wurden, betraf zunächst ausschließlich die Arbeitnehmer. Die Regelung wurde aber schrittweise 
er.veilert, um jedem Bürger der Union die Möglichkeit zu geben, sich in allen EU-Mitgliedstaaten· frei zu 
�n und aufzuhalten. Dieses Recht wird jedem Unionsbürger unabhängig von seinem Status als 
Arbeitnehmer eingeräumt. 

Das Pr·inzip der _.\guiYalenz 
Ein weiteres, wichtig�s Prinzip ist das Äquivalenzprinzip . Im Rahmen der Deutschen 
So2ialversicherung gilt es allein für die Rentenversicherung und beinhaltet das Verhältnis zwischen der 
Höhe der gezahlten Beiträge und den Leistungen, die ein Versicherter erhält. Grundsätzlich richten sich 
die k;istungen nach der Höhe der in der Erwerbsphase gezahlten Beiträge. 



LOHNFORMEN 

Gruhdsätzlich lassen sich drei Lohnformen unterscheiden: 

• Zeitlohn

Hierbei wird auf der Basis der angefallene Arbeitszeit entlohnt. Stundenlohn, Wochenlohn oder
Monatslohn sind Beispiele dafür. Zeitlohn wird überall dort bezahlt, wo exakte Leistungsvorgaben

�icht möglif;h sind. Das gllt für Betriebselektriker wie für Lagerverwalter, für Meister wie für
Bürokaufleut�.

• Leistunaslohn
-o;-

- ....__.

Der Leistungslohn bezieht die Enflohnung auf die' Leistung des Arbeitnehmers. Er kann
qusschließlich auf die Leistung bezogen sein(z.B. Akkordlohn) oder als Aufschlag .zum Grundlohn in
Form von einer Prämie oder von Zulagen und Zuschlägen gezahlt werden.

Prämienlohn

Der Prämienlohn ist als Ergänzung des Zejtloh�zu sehen. Um Beziehern von Zeitlohn, die
überdurchschnittliche Leistungen erbringen, einen wirksamen Anreiz zu bieten, werden Prämien

,. gezahlt. Diese sind unabhängig äavon, um wie vleldie veranschlagt� Leistung überschritten wurde.
Jahresprämien, Monatsprämien oder auch pauschale Prämienzuschläge pro Arbeitsstunde sind in
den Betrieben ziemlicli verbreitet.

Akkordlohn

Beim Akkordlohn wird nach der yrbrachten Arbeitsleistung entlohnt, die mit der sogenan11ten,
,,Normalleistuog" verglichen wird. Leistet ein Arbeitnehmer mehr als die vorgegebene Norm (z. B.
!3earbeitung von 20 Werkstücken pro Stunde), so erhält er einen entsprechenden Akkordzuschlag.
Wer also schnell und geschickt arbeitet, kann mehr verdienen, wer-einen . �
schlechten Tqg hat, verdient lediglich den Akkordgrundlohn. Voraussetzung für den Akkordlohn ist
allerdings, dass die rbeitsleistun exakt zu messen und vorherzubesfmmen Ist. Wird eine
Stückzahl pro Stunde vorgegeben, so spnc t man vo·m "Stückakkord"; ist die Arbeitszeit pro Stoclc
festgelegt, so spricht man vom "Z@jtakkord". Zuständig für die.Zeitmessung und die
ArQeitsbewertung sind die sogenannten ßEFA-Fachleute (Relchsausschuß für
Ai-beitszeiterm!ttelung). Akkordarbeit gibt es sowohl in der Form des Einzelaklcords wie auch als
gruppenakkord.

9 Beteiligungslohn

Erarbeite! ('lin Betdeb im laufe eines Jahres einen hohen GewiO(l, so we·rden in manchen
UnternehITJen nicht mir der Arbeitg�bern sondern auch die 6rbeitnehmer am Jahresgewinn beteilig!.
Dies kann in Form einer JSs.oita!beteiligung (z.B. Aktien der Unternehmung, Einzahl4ngen In eine
Lebensversicherung oder Pensionskasse) oder einer Gewinnbeteiligung (Gewinnanteil wird
ausgezahlt) 9!:!Schehen.
Die Einführung des Beteiligungslohf1es soll bei dem ArbeitnehmEU bezwecken, dass er sich mehr mit
dem 'L!oternehmen identifiziert, ihr �hr Arbeitsleistung und Arbeitslust, entgegen bringt. Der
Arb�ltgeber hofft da;mit auf größere Leistungsfähigkeit. Und höhere Produktivität.



Füllen Sie die Lücken der folgenden Arbeitsblätter. Überlegen Sie sich die Lösungen in 
Partnerarbeit. 

1. Zeitlohn

Der 2;eitlohn ist die älteste und am häufigsten v�rwendete Lohnform. Maßgebend für 
die Entlohnung ist die im Betrieb aufgewandte ,..Arbeitsz�it und � die geleistete 
Arbeitsmenge. Arbeiter erhalten ihn als Stunden-, Wochen- oder· Monats..lQ!m_. 
Beamte und Angestellte bekommen monatlich.ein festes Gehalt .. 

Der Zeitlohn kann nach folgender Formel berechnet werden: 

Bruttolohn=· 

Fürden 
Arbeitnehmer 

Fürden 
Arbeitg�ber 

.- Vorteile :des Zeitlohns: Nachteile des·· Zeitlohns



2. Leistungslohn

Durch den Leistungslohn wird die tatsächlich geleistete Arbeit bezahlt. Wer mehr 
leistet, erhält einen höheren Lohn. 

Zum Leistungslohn gehören: 

• der Akkordlohn

• der Prämienlohn

2.1. Akkordlohn 

Beim Akkordlohn erhält der Arbeitnehmer für eine gen�u _festg�legfe Einzelleistung 
(z.B. Löcher stanzen, Schaltunge_n löten) ein g�nau b�stimmtes Entgelt. Er kann also 
durch persönlichen Einsatz die Arbeitsmenge steigern ' und dadurch seinen 'Lohn 
erhöhen. Allerdings könnte dieser danr, auch aufgrund von weniger Leistung sinken! 

Deshalb ist der ·Akkordlohn heute durch einen. garantierten Mindestlohn (Zeitlohn)· 
�ach unten abgesichert.· Der-Akkon;Uohn setzt sich wie folgt zusammen: 

.. 

tariflicher Mindestlohn 

.❖ 
Akkordzuschlag ca. 10-20% 

z.B. 10 Euro z.B. 20% = 2 Euro
; 

"'-7 .. , "-7 

: Grimdlo�n (�uch Ak!<ordlohn ge�apnt) 
.. 

z.B. 12 Euro= Stundenverdjenst _bei Normalle_istung

* Nonnalleistung ist die Leistung, die ein durchschnittlicher Arbeitnehmer ohne besondere körperiiche Bean­

spruchung erbringt Sie entspricht 100%. Wenn.die Arbeitsleistung weit unter Normalleistung liegt, bekommt der

Arbeitnehmer seinen garantierten Mindestlohn (hier 10 Euro) ausbezahlt

Darnit Akkord gearbeitet werden kann, muss ein Arb�itsplatz folgende 
Voraussetzungen erfüllen: · 

V 



Beim Akkordlohn_ wird zwischen Stückgeldakkord und Stückzeitakkord 
unterschieden. 

�kgelda�o� � 

Beim Stückgeldakkord wird für das Stück bzw. den einzelnen Arbeitsgang bezahlt. 
Der Bruttolohn wird ermittelt, indem man die produzierte Menge (Stückzahl) mit dem 
Stückgeldakkord (Lohnsatz je Stück) multipliziert . 

. Br�tto,ohn- = Stückza�i . :X Stüc.kgelctakkordsa� 
. . . . - . . . 

Bsp.: 69,30 € = 198 Stück x 0,35€/Stück 

Der Stockgeldakkord verliert h_eute immer mehr an Bedeutun da bei Lohn­
prhöhungen alle Stückgeldakkordsätze. · eines Betriebes neu berechnet werden 
müssen, was bei größeren Betrieben einen enormen Aufwand darstellt. Deshalb wird 
er vorwiegend für Heimarbeit gezahlt. Auch in der Bauindustrie findet er noch 
Verwendung. 

Ec��� 
Hier wird für das einzelne Stück bzw. den, einzelnen Arbeitsgang eine Vorgabezeit 
(= Stückzeit) festgelegt. Diese Zeit wird jeweils vergütet. 

Bsp.: 2,5 Minuten Vorgabezeit fOr ein bestimmtes Werkstück. 

Der Grundlohn wird in Minutenlohn umgerechnet. Dies ist der Minutenfaktor. 

. . Grundlohn 
Mmutenfaktor = -----

60 Minuten 

Der Bruttolohn berechnet wie•folgt: 

Bsp.: 69,30€ = 198 Stück 

Bsp.: 8,40€ Akkordrichtsatz (Grundlohn) geteilt durch 
60 Minuten ergibt einen Minutenfaktor (Minutenlohn) 
von 0, 14€ je Vorgabezeitminute. 

x 2,5.min x 0,14€/min 

Gegenüber dem Stückgeldakkord bietet der Stückzeitakkord den Vorteil, dass man 
bei einer Lohntarifyeränderung nfcht alle Stückgeldakkordsätze neu durchkalkulieren 

- muss. Es genügt, die Minutenfaktoren neu zu berechnen. Die Vorgabezeiten, die
durch Arbeitszeitstudien einmal ermittelt worden sind, bleiben unverändert. Dieser
_Lohn ist vorwiegend in der Industrie und im produzierenden Gewerbe anzutreffen.



Für den· 
Arbeitgeber 

Vorteile des Akkordlphns· Nachteile· des Akkordlotms · 



2.2 Prämienlohn 

Der Prämienlohn soll die Leistungsbereitschaft erhöhen und so die Arbeits­
produktivität steigern. Während man den Zeitlohn vorwiegend für Qualitätsarbeiten 
verwendet und der Akkordlohn für mengenmäßige Leistungen herangezogen wird, 
versucht man mit dem Prämienlohn, die Nachteile der anderen beiden Lohnarten zu 
mindern. 

Der Arbeitnehmer kann beim f>rä�ienlohn �isfungsgerecht entlohrf werden, � 
dass dadurch eine Überanstrengung h�fciusgefordert wird, denn bei Prämienlöhnen 

. sind in der Regel Obergrenzen festgelegt. Das ist anders als beim Akkordlohn. 
Neben diesem Gesichtspunkt hat die vielfältige Anwendbarkeit ·den Prämienlohn zu 
einem beliebten Mittel unternehmerischer Lohngestaltung gemacht. 

3. Beteiligungslohn

Für seine Arbeitsleistung erhält der einzelne Arbeitnehmer Lohn bzw. Gehalt. 
f\1�nche Unternehmen f:!et�iligen ihre Beschäftigten zusätzlich noch am Erfolg des 
Unternehmens. Dieser Beteiligungslohn erfolgt als Zuschlag zur normalen Bezahlung 
und soll das Interesse der Arbeitnehmer am Unternehmenserfolg wecken und somit 
die Leistung steigern. 

Die häufigsten Varianten sind: 

• Kapitalbeteiligung: Beteiligungslohn wird nicht ausbezahlt, sondern verbleibt im
Betrieb als· Darlehen oder in Form von Belegschaftsaktien.

• Gewinnbeteiligung: Die Arbeitnehmer erhalten einen Teil des Reingewinns der
Unternehmung ausbezahlt. Sie können über den Betrag frei verfügen.

• 

• 

• 

Der Prämienlohn ist eine Form des 
-

Leistungslohns
2, 

. Dabei wird zusätzlich zum 
Grundlohn (normalerweise Zeitlohn) für besondere Leistungen eine ... Prämie gezahlt . 

l           ·1 (p I   1 ES 1 ._.Priin:alenii>.hri 1 
Je nach Art der besonderen Leistung unterscheidet man verschiedene Leistungs­
prämien. Dies sind beispielsweise: 

.
• 



Aufgaben zum Thema Lohnformen 

1. Überlegen Sie, �arum in den folgenden Beispielen eine Bezahlung nach Zeitlohn
sinnvoller erscheint als eine Vergütung nach Akkordlohn.

Tätigkeit am 

Fließband 

Wartungstechniker 
bei einer 

Fluggesellschaft 

Fleischerei-

fachverkäuferin 

"rbeitsbeleg 

Büro-

angestellte 

N�me ·(;_ A,.-1-sJ..lt. Mon�t

-
lt,,; 

2. Stückgeldakkord: Ermitteln Sie anhand des
abgebildeten ArbeitsbeJegs den Bruttolohn
für die erste Juniwoche. Gehen Sie bei Ihrer
Berechnung von einem stückge/dakkordsatz
von 0,95€ aus.

3. Stückzeitakkord: Ermitteln Sie anhand· der
bekannten Zahlen aus Aufgabe 2 den Brutto­
lohn nach dem Stückzeitakkord. Legen Sie
Ihrer Berechnung folgende �--zusätzJiche
Angaben zugrunde:
Vorgabezeit: 5 Minuten

Grundlohn: 11,40 €

Tagesarbeitsmengen \ 

Tag 1. wöche 2.Woche 3. Woche 4. Woche 

Mo Ao9 

Di ,,Uo 

·MI AA2 

Do Ao8 

Fr .,Aol,· 

Sa / 
Stück· 

5'1� zahl 

200 ••• 

Quer-
summe 



EINKOMMENSSTEUER: VERTEILUNG DER STEUERLAST 

Einkommensteuer 

Wer �iq verdient. zahlt wenig oder gar keine Ei11kommensteuem, wer viel verdient, zahlt me)Jr. Nach diesem Prinzip 
f unktioniert die Einkommenste':1er. Damit will der Staat Steuergerechtigkeit herstellen: Starke Schultern sollen mehr tragen als 
sch�vache Mitglieder der Gesellschaft. 

Zum Gesamtaufkommen der Einkommensteuer 2006 trugen bei (in Prozent) .... 

Bezieher von Einkommen über 

�5.000 €/Jahr 

(25 <J/o aller Steuerpflichtigen) 

Bezieher von Einkommen zwischen 

26.600 und 44.999 €/Jahr 

(25 % aller Steuerpflichtigen) 

Bezieher von.Einkommen 

unter 26.600 €/Jahr 

(50 % aller Steuerpflichtigen) 

©SWR 



. EINTEILUNG DER STEUERKLASSEN 

Steuerklasse Familienstatus Monatlicher 
Arbeitslohn 
steuerfrei bis 

I (1) 

II (2) 

m (3) 

IV (4) 

V (5) 

VI (6) 

a) Alleinstehende (Ledige, Geschiedene, Verwitwete) 1.029 Euro 
b) Verheiratete / gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften
(wenn Sie dauerhaft von Threm Ehepartner getrennt leben)

Alleinerziehende (ab dem 1. Kind) 1.225 Euro 

a) Verwitwete (im Jahr des Todes+ Folgejahr) 1.952 Euro 
b) Verheiratete / gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften
(wenn Partner Steuerklasse V gewählt hat, oder der Partner nicht

· arbeitet)

Verheiratete/ gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften 1.029 Euro 
(wenn der Partner auch Steuerklasse IV wählt)

Verheiratete / gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften 107 Euro 
(wenn der Partner Steuerklasse III wählt)

Ledige und Verheiratete / gleichgeschlechtliche O Euro 
Lebensgemeinschaften
(ab dem zweiten Job, wenn Sie mehrere Jobs haben und
entsprechend mehrere Lohnsteuerkarten vorlegen müssen oder
aber wenn Sie di� Lohnsteuerkarte nicht vorlegen, obwohl Sie es
müssten)

Quelle: Lohnsteucrhilfcvcrcin 

h1tps://www.vlh.de/wisscn-scrvice/stcucr-abc/welchc-stcucrklasscn-gibt-cs-und-was-bcdcuten-sic.html 



EINKOMMENSSTEUERERKLÄRUNG: WAS WIRD VERSTEUERT? 



EINKOMMENSSTEUERT ARIF 

In Deutschland erbringt die �inkommen���er fast ein Dri�I der Steuerejgnahmen. Als Steuer, die sich
nach der wirtschaftlichen Leisungsmfi,g ef er Steuerpfüc7fgen ncfüet, erfüllt sie neDen ihrem rein fiskali­
schen Zweck auch wichtige '\,erteilungspolitische Aufgaben. Zur Umsetzung dieser Funktionen dient der 
Steuertarif, der wie folgt ausgestaltet ist: 
• Allen steuerpflichtigen steht jährlich ein Sjryggtrgjbptrag zu. Auf Einkommen bis zu dieser Höhe wird
keine Einkommensteuer erhoben. Das entspricht dem Gebot des Bundesverfassungsgerichts, das 

IRi?­tenzminimum der Bürgerinnen und Bürger �teyerfrej zu stellen. Als Existenzminimum gilt der im Sozia , e­
recht anerkannte Mindestbedarf. Alle zwer Jahre legt die Bundesregierung einen Bericht vor, der diesen 
Mindestbedarf neu bestimmt. Falls erforderlich, wird der steuerliche Grundfreibetrag entsprechend ange-
hoben. 2017 erhöht er sich auf 8820 €. 
• Nur derjenige Teil des Einkommens, der über den Grundfreibetrag hinausgeht, unterliegt der Einkommen­
steuer. Dabei nimmt die Steuerbelastung mit der Höhe des Einkommens zu. Wer mehr verdient, soll einen 
größeren Teil sein�s Einkommens zur Finanzierung der Staatsaufgaben beitragen. Wie das Schaubild 
zeigt,� die sogenannte ßcepzhela:;tyng zunächst jg zwej Etappen geradljgjg-prorrkessiv an. In dieser
Progressionszone des Steuertarifs werden die Einkommen nach und nach immer sta er Belastet. Jeder 
Euro, der hinzuverdlent wird, wächst in einen höheren Steuersatz hinein. Die Besteuerung beginnt ober­
halb des Grundfreibetrags mit dem Ejngaggssteuecsatz von� und klettert'™1J auf etwa�.· Ein 
langgestreckter, · ht ehr anz so steiler Anstie schließt sich an. • Diejenigen Teile des Einkom­
mens. die den Betrag von . sm m der ansch reßenden Prgggq;gqa{�ne dann ei­
nem gleichbleibenden Steuersatz von� unterworfen. • Für Einkommensteile pber 256 303 € gilt der 
�eiJJ@QSteyersetz YOP 45°41 rnes·e sogenannteReichensteuer wurde 2007 eingefüfirt: allerdings sind 

ewmneinkunfte mit Hilfe eines Entlastungsbetrags davon ausgenommen. Bei der Festlegung des Ein­
kommensteuertartfs 2017 wurden die Knickpunkte im Tarifverlauf nach rechts verschOben. Dies mindert 
den Effekt der .kalten Progression" und bewirkt eine leichte Entlastung der steuerzahler. 
Bezieht man den Steuerbetrag auf das zu versteuernde Gesamteinkommen. ergibt sich die steuerliche 
purchschnjttsbftastunq Diese beläuft sich 2017 für LddJge bei einem Einkommen von 15000 € auf

8
1
3%, be, 36000 € auf20,5%, bei 80000 € auf 31,4% un e, 300000 € auf 39,6%� 

50% 

40% 

30% 

20% 

10% 

0% 

Einkommensteuertarif 2017 

Zu versteuerndes Jahreseinkommen (in 1000 Euro) 

0 10 20 30 

-+-- Grenzbelastung 

-+---

11■•• 

Beispiel: Efhöht sich ein Einkommen 
von 36000 C om 100 C, wird dieser 
Mehrv erdlen�t mit 34 % besteuert 

40 50 60 

Durchschnittsbelastung 
Beispiel: Beträgt das Einkommen 

70 

-+-----il+--�IIC-f----t-�� 36000 C, gehen davon 20,5 % en -------
: den Fiskus 

'-y-' 
Grundfrefbetrag: 8 820 Euro 

• 
• 
5 • • 

-
Spllttlng-Verfahren für zusammenvcranlagto Ehepaare 
und eingetragene Lebenspartnerschaften: 
Zunächst wird die Einkommensteuer für die Hälfte des 
gemeinsamen Einkommens errechnet, der so ermittelte 

-ffi-!ZAHLENBILDERj _____________ s_1_eu_e_rb_e_1r_ag_an_s_c_hl_le_ß_en_d_v_e _rd_o_p_pe_l_t ________,
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Lohnabrechnung 

._� 
-�

l.Äber verei11baru.. Bez"v19e 
sollte, m.;m sich nicht 

.Z:l,I friih fl'WeJ'I ... 

... ei YlfJ1 erste.n kräftigen 
Abschlag fordert der S�at 

für se(ne Aufg.Jben ... 

... ebenso wie. die 1<kcne, 
die einen bescheidenen 

Beit.rJ9 haben will ... 

... Vorsorge für die kleinen 
1,111d großen Fälle des Lebens 

kostet Geld 

. . ' --- . -· 

Grundlohn 

+ Zulagen

Jeder Arbeitnehmer erhält monatlich eine schriftliche Lohnabrechnung, die zum 
Grundlohn ( = tariflich oder vertra�lich vereinbarter Grundlohn) zunächst ein.mal 
alle Zulagen und Zuschläge addiert, die Summe ergibt dann den Bruttolohn. Die­
ser wird um die verschiedenen Abzüge gemindert. so daß als Rest der Nettolohn 
verbleibt. 

··•·• .. - . - - - - -·-· - . . .... ·-· .. 
tariflich oder vertraglich vereinbarter Lohn zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber 

für Schmulz. Erschwernisse, ,besondere Leistungen, Gefahren, längere Betriebszu• 
gehörigkeit, Urlaubs- und Weihnachtsgeld 

+ Zuschläge für Übers1unden, Sonn- und Feiertagsarbeit, Nachtarbeit 

= Bruttolohn Gesam1heit aller Verdienste, gleichgültig wie er sich zusammensetzt. Der Bruttolohn 

r. bildet die Grundlage für alle Abzüge 

- Lohnsteuer Die Lohnsteuer darf nur für die lohnsteuerpflichtigen Beträge verlangt werden (z. B. ' 
--

nicht für die Zuschläge für Nachtarbeit, Sonn- und Feiertagsarbeit und Arbeilneh-
mersparzulage bis zu einer Höchstgrenze) 

- Kir1=hen- Der Slaat hal die Einziehung der Kirchensteuer übernommen. Diese Beträge werden 
an die Kirche weitergeleitet (8% oder 9% der Lohnsteuer - je nach Bundesland) Slel!.er

- Sozial- Dem Arbeitnehmer werden vom Arbeitgeber jew(lils die Hälfte der gesetzlich vor. 
versiehe-.. geschriebenen Beiträge zur Sozialversicherung, der sog ... Arbeitnehmer-Anteil",
(un_g_ abgezogen. Die %-Sätze beziehen sich auf den Bruttolohn abzüglich steuerfreier

! Beträge.

= Nettolohn Bruttolohn abzüglich aller gesetzlichen Abzüge

:... Sonstige vermögenswirksames Sparen nach dem 936-E 1-Gesetz. Lohnpfändung aufgrund 
Abzüge eines rech1skrättigen Urteils unter Beachtung der Pfändungsgrenzen, vertraglich 

vereinbarte Lohnabtretung, z. 8. wegen Schadenersatz oder zu viel gezahltem 
Lohn 

= Auszahlungs- Der Auszahlungsbetrag wird dem Arbeitnehmer heute überwiegend bargeldlos auf 
betrag ein Konto überwiesen. 
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Vom Bruttolohn zum Nettolohn 

Bruttolohn 

+Zulagen

- Abzüge

Zeitlohn 
Beteiligungslohn 
Leistungslohn: Akkordlohn, Prämienlohn 

- z.B. Leistungs-, Erschwernis-, Sozialzulagen,
- Weihnachts-, Urlaubsgeld

- Lohnsteuer: nach Steuerklassen (1-6), Lohnhöhe,
(siehe Einkommenssteuerskript)

- Kirchensteuer: 8 - 9 '3 ¼P.O Lohnsteuer (Berechnungsgrundlage)
- Solidaritätszuschlag (Steuer)J;..,

!:5_% von Lohnsteuer (Abzug von Brutto)
- Sozialversicherungen: Krankenversicherung (KV) ca. 15 %

(PAKUR) Pflegeversicherung (PV) 
AN & AG je 50% Rentenversicherung (RV) 

Arbeitslosenversicherung (AV) 
(kein Abzug von Bruttolohn:- betriebliche Unfallversicherung (UV)) 

+Zuschläge
(steuerfrei)

➔ Nettolohn

- z.B. Sonn- & Feiertagszuschlag
- Überstundenzuschlag



KLASSENARBEIT
WIRTSCHAFT/POLITIK 

1. Wie heißen die beiden Säulen des „Dualen Ausbildungssystems"?
8 

2. Welchen gesetzlichen Grundlagen unterliegt die betriebliche Ausbildung? (Nennen Sie 2)

3. Wird ein Betrieb freiwillig oder verpflichtend lnnungsmitglied? 

4. Wie heißen die Sozialpartner?

8 

5 

10 

5. Nennen Sie die 4 wichtigsten Lohnformen. Welche avon sind Leistungslöhne?
10 

6. Welche Abzüge vom Bruttolohn kennen Sie außer der Lohnsteuer noch?

7. Werbungskosten sind Beträge, die vom zu versteuernden Einkommen abgezogen werden können.

Nennen Sie 3 Beispiele für Werbungskosten.

15 



8. E.in Ar�eitn�hmer l��t ei�en .Bruttolohn v�n 3000,- €. Wie viel Geld wird ihm von seinem Lohn abgezogen
wenn die Be1tragshohe für die Rentenversicherung 18 % des Bruttolohns beträgt.

10

(Rechnung ohne Taschenrech�

Rechnung: 

Ergebnis: ..... ························:····· . 

9. Was muss der Arbeitgeber vom Lohn einbehalten und abführen?

(  ) Lohnsteuer
(   )  Arbeitnehmeranteile zur Sozialversiche.rung

( ) Beitrag zur Unfallversicherung 

( ) Kosten für Kleinwerkzeuge 

( ) Kosten für seinen Frisör 

10. Welche Aussagen über die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung sind richtig?

(  ) Die Beiträge der pflichtversicherten Arbeitnehmer richten sich nach dem Bruttoarbeitsentgelt.

( ) Die Beträge trägt allein der Arbeitgeber.

( ) Die Beitragshöhe ist �tir alle Versicherten gleich.

(  ) Die Beiträge der pflichtversicherten Arbeitnehmer müssen die Arbeitgeber vom Lohn abziehen.

( ) Die Beiträge sind UJIISO höher umso häufiger der Versi'cherte krank wird.

11. Mit wem traf sich D?nald 1:rump letzte Woche und brach die Verhandlungen ohne Erfolg ab?

Viel Erfolg! 

10 

10




